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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Keiiy und der Fraktion DiE GRÜNEN 
— Drucksache 10/1445 — 


Mütter mit Kindern im Strafvoiizug 


Der Bundesminister der Justiz - 4414 - 28 274184 - hat mit 
Schreiben vom 25. Mai 1984 im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Jugend, Familie und Gesundheit die Kleine Anfrage 
im Namen der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die nach den §§ 80 und 142 
des Strafvollzugsgesetzes mögliche Unterbringung von Säuglingen 
und Kleinkindern mit ihren straffällig gewordenen, inhaftierten Müt- 
tern (ca. 100 pro Jahr) bei diesen Kindern zu erheblichen Schäden 
führt? Ist ihr bekannt, daß Ärztinnen und Ärzte wegen solcher 
Störungen auf vorzeitige Entlassung der Mütter drängen bzw. über- 
haupt von einer Inhaftierung abraten? 


Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß die nach den §§ 80, 
142 des Strafvollzugsgesetzes zulässige Unterbringung eines Kin- 
des in der Justizvollzugsanstalt, in der sich seine Mutter befindet, 
zu Schäden führt. Dies würde auch den geltenden bundesgesetz- 
hchen Vorschriften widersprechen. § 80 Abs. 1 StVollzG läßt diese 
Unterbringung ausdrücküch nur zu, wenn sie dem Wohl des 
Kindes entspricht. 

Der Bundesregierung ist auch nicht bekannt, daß Ärztinnen und 
Ärzte wegen gesundheitlicher Störungen der bei ihren Müttern in 
Justizvollzugsanstalten untergebrachten Kindern auf eine vorzei- 
tige Entlassung drängen oder überhaupt von einer Inhaftierung 
abraten. Anträge dieser Art kommen regelmäßig nicht zur Kennt- 
nis der Bundesregierung, da über sie von den zuständigen Stellen 
der Länder zu entscheiden ist, die nicht der Aufsicht und Weisung 
der Bundesregierung unterstehen. 
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2. Ist der Bundesregierung bekannt, dciß die Vergehen, deretwegen 
Mütter mit Kindern inhaftiert werden, als Bagatelldelikte einzu- 
stufen sind (hauptsächlich Eigentumsdelikte, durchschnittliche Haft- 
dauer 13 Monate)? 

Wie verhält sich die Bundesregierung zu dem Vorwurf, hier werde 
mit „Kanonen auf Spatzen geschossen"? 


Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß Vergehen, deret- 
wegen Mütter mit Kindern inhaftiert werden, als Bagatelldelikte 
einzustufen sind oder daß in den genannten Fällen die Vollstrek- 
kung der rechtskräftigen Freiheitsstrafe außer Verhältnis zu der 
abgeurteilten Straftat steht. Wegen der Zuständigkeit der Länder 
für den Strafvollzug kommen Informationen über Straftaten der 
mit ihren Kindern inhaftierten Frauen regelmäßig nicht zur Kennt- 
nis der Bundesregierung. 

Es erscheint nicht gerechtfertigt, Eigentumsdehkte mit einer 
durchschnittüchen tatsächlichen Verbüßungszeit von 13 Monaten 
als BagateUdeükte zu bezeichnen. Diese Quaüfikation ist unver- 
einbar mit dem breitgefächerten Katalog des geltenden Rechts zur 
Zurückdrängung der kurzen Freiheitsstrafe (Einstellungsmöghch- 
keiten nach den §§ 153 ff. Strafprozeßordnung, Vorrang der Geld- 
strafe, Strafaussetzung und Aussetzung des Strafrestes zur Be- 
währung). 


3. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die ursprünglich als 
Fortschritt angesehenen §§80 und 142 des Strafvollzugsgesetzes 
(Kinder werden nicht mehr ausnahmslos von den leiblichen Müttern 
getrennt) auf ihr eigentliches Anliegen zurückzuführen, nämlich für 
das Wohl der Kinder Sorge zu tragen? 

Wie lange noch müssen Säuglinge und Kleinkinder ihre ersten, 
entscheidenden Lebensjahre in Strafvollzugs anstalten verbringen? 


Die Fassung des geltenden § 80 Abs. 1 StVollzG trägt dem Wohle 
der Kinder Rechnung. Wie bereits zu Frage 1 ausgeführt, darf ein 
Kind nur dann in einer Justizvollzugsanstalt untergebracht wer- 
den, in der sich seine Mutter befindet, wenn dies seinem Wohle 
entspricht. Die gleiche Bestimmung schreibt ferner vor, daß dies 
nur mit Zustimmung des Inhabers des Aufenthaltsbes timmnn gs- 
rechts , geschehen darf und daß vor der Unterbringung das 
Jugendamt zu hören ist. Diese Regelimgen sind geeignet sicher- 
zustellen, dciß nur dann Kinder mit ihren Müttern in Strafanstalten 
untergebracht werden, wenn dies dem Wohle des Kindes ent- 
spricht und das Kind nicht in Gefahr steht, durch die Unterbrin- 
gung beeinträchtigt zu werden. 
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